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Stellungnahme 
des Deutschen Anwaltvereins durch  
den Ausschuss Berufsrecht  
in Abstimmung mit dem Ausschuss 
Elektronischer Rechtsverkehr  
 
zu „Überlegungen zu Rechtsänderungen im 
Bereich der rechtsberatenden Berufe“  
(Schreiben des BMJV vom 31. Mai 2016) 
und ergänzenden Regelungen zum 
Wirksamkeitszeitpunkt im Rahmen der 
Neuregelung des Rechts der Syndikusanwälte 
(Schreiben des BMJV vom 8. Juni 2016) 
 
Stellungnahme Nr.: 34/2016   Berlin, im Juni 2016 

 
Mitglieder des Ausschusses Berufsrecht  
- Rechtsanwalt Markus Hartung (Vorsitzender und Berichterstatter) 
- Rechtsanwalt Prof. Dr. Wolfgang Ewer 
- Rechtsanwalt Dr. Joachim Frhr. von Falkenhausen 
- Rechtsanwältin Dr. Doris Geiersberger 
- Rechtsanwalt Prof. Niko Härting 
- Rechtsanwalt Markus Hauptmann 
- Rechtsanwältin Petra Heinicke 
- Rechtsanwalt Prof. Dr. Hans-Jürgen Hellwig 
- Rechtsanwältin Sirka Huber 
- Rechtsanwältin Dr. Claudia Junker 
- Rechtsanwalt Frank Röthemeyer 
- Rechtsanwalt Michael Scheer (Berichterstatter) 
- Rechtsanwalt Prof. Dr. Dirk Schroeder 
- Rechtsanwältin Dr. Claudia Seibel 
- Rechtsanwalt und Notar Eghard Teichmann 
- Rechtsanwalt Dr. Peter Wessels 

 
Zuständig in der DAV-Geschäftsführung  
- Rechtsanwalt Udo Henke 

 

Für den Ausschuss Elektronischer Rechtsverkehr  
- Rechtsanwalt Martin Schafhausen (Vorsitzender und 

Berichterstatter) 
 

Zuständig in der DAV-Geschäftsführung  
- Rechtsanwältin Nicole Narewski 
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Verteiler 

 
- Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz  

- Mitglieder des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz des Bundestages 

- Rechtspolitische Sprecher der im Bundestag vertretenen Fraktionen 

- Rechtsausschuss des Bundesrates 

- Landesjustizverwaltungen 

- Bundesverband der Freien Berufe 

- Bundesrechtsanwaltskammer 

- Deutscher Steuerberaterverband 

- Deutscher Notarverein 

- Bundesnotarkammer 

- Deutscher Richterbund 

- Vorstand und Geschäftsführung des Deutschen Anwaltvereins 

- Vorsitzende der Landesverbände des Deutschen Anwaltvereins 

- Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwaltvereins 

- Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaften des Deutschen Anwaltvereins 

- Vorsitzende des Forum Junge Anwaltschaft des Deutschen Anwaltvereins 

 

- Redaktion Neue Juristische Wochenschrift/ NJW 

- Redaktion Monatsschrift für Deutsches Recht/ MDR 

- Redaktion Zeitschrift für anwaltliche Praxis/ ZAP 

- Redaktion Juristenzeitung/JZ 

- Redaktion Bundesrechtsanwaltskammer-Mitteilungen/ BRAK-Mitteilungen 

- Redaktion Legal Tribune Online 

- Redaktion Juve Rechtsmarkt 

- Redaktion Anwaltsblatt/ AnwBl  
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der 
deutschen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 66.000 
Mitgliedern vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, 
europäischer und internationaler Ebene. 

 

Zusammenfassung 

Der Deutsche Anwaltverein hat mit seiner Stellungnahme Nr. 32/2016 und Nr. 33/2016 

(nur Aspekte des ERV) umfassend zum Referentenentwurf des Bundesministeriums 

der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) für ein Gesetz zur Umsetzung der 

Berufsanerkennungsrichtlinie und zur Änderung weiterer Vorschriften im Bereich der 

rechtsberatenden Berufe, Stand 25. April 2016 (RB 1 zu 9520/75-66R3 – 50/2016), 

Stellung genommen. Das BMJV hat dem DAV mit Schreiben vom 31. Mai 2016 

ergänzend „Überlegungen zu Änderungen im Bereich der rechtsberatenden Berufe“ 

übersandt, die sich unter anderem mit der Einführung des besonderen elektronischen 

Anwaltspostfachs beschäftigen. Hinweispflichten in der ZPO hält der DAV nicht für 

sinnvoll, stattdessen sollte die Einführung von Kanzleipostfächern erwogen werden. Mit 

Schreiben vom 8. Juni 2016 teilte das BMJV zudem mit, in den bereits vorliegenden 

Referentenentwurf auch einen Regelungsvorschlag zum Wirksamkeitszeitpunkt der 

Zulassung bei Syndikusrechtsanwälten einfügen zu wollen. Mit diesem Vorschlag wird 

ein Problem beseitigt, das sich unter anderem jetzt in der praktischen Umsetzung des 

Syndikusgesetzes seit dem 1. Januar 2016 gezeigt hat. 

 
A. Überlegungen zu Änderungen im Bereich der rechtsberatenden Berufe, BMJV 

Nachversand vom 31. Mai 2016 
 

1. Übermittlungen durch Gerichte an elektronische Postfächer 

Der DAV ist der Auffassung, dass mit der vorgeschlagenen Änderung der ZPO das 

Problem nicht gelöst und darüber hinaus ein konzeptioneller Fehler in der Struktur des 

beA nur vertieft wird: Die behauptete Notwendigkeit entsteht dadurch, dass ein beA für 

jeden Anwalt persönlich angelegt wird. Kanzleipostfächer sind nicht vorgesehen, auch 

nicht solche für „den Prozessbevollmächtigten“. Dadurch werden anwaltliche 

Berufsausübungsgemeinschaften, die als solche Mandatsnehmer sind, ignoriert bzw. in 
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erhebliche Organisationsprobleme gebracht, weil sie wegen der Struktur des beA so tun 

müssen, als sei nicht die Gesellschaft, sondern der einzelne Anwalt 

Prozessbevollmächtigter. 

Bislang handelte es sich um ein Problem alleine auf Seiten der jeweiligen Kanzleien. 

Deren Anregungen auf Einführung oder Schaffung eines Kanzlei-Postfachs wurden 

durch die BRAK ignoriert, unter Verweis auf die gesetzlich vorgegebene Struktur. 

Dieses Problem erreicht nunmehr aber auch die Justiz, die Schriftstücke und 

Verfügungen nicht an das beA des, so das BMJV, „bevollmächtigten und kanzleiintern 

zuständigen einzelnen Rechtsanwalt“ zustellen kann. Allerdings handelt sich dabei um 

zwei fundamental unterschiedliche Angelegenheiten – denn bevollmächtigt ist hier die 

Berufsausübungsgemeinschaft, während kanzleiintern vielleicht mehrere Anwälte 

zuständig sind. Das liegt letztlich in der Organisationshoheit der mandatierten 

Berufsausübungsgemeinschaft, und es ist keinerlei Rechtsgrundlage ersichtlich, warum 

diese Interna der Justiz zu offenbaren sind. Wichtig ist nur, wer prozessbevollmächtigt 

ist und dass Schriftsätze durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet werden. 

Der DAV ist daher und nach wie vor der Auffassung, dass der beA-„Geburtsfehler“ 

rasch beseitigt und für Berufsausübungsgesellschaften Kanzleipostfächer eingerichtet 

werden, um der Justiz eine unproblematische und in der Sache auch richtige 

elektronische Zustellung von Schriftstücken zu ermöglichen. Eine weitere Änderung der 

ZPO erscheint als nicht zielführend, wenn es doch letzten Endes um ein gänzlich 

anders gelagertes Problem geht.  

Schließlich scheint die vorgeschlagene Regelung auch nicht in allen Konstellationen 

hilfreich zu sein: Denn wenn etwa in einer mandatierten und prozessbevollmächtigten 

Kanzlei mehrere Personen intern für ein Mandat zuständig sind, würde die 

vorgeschlagene Ergänzung nicht weiterhelfen. Denn die prozessbevollmächtigte 

Kanzlei könnte die Frage nicht beantworten. Einen Zwang, sich stets auf eine intern 

zuständige Person zu einigen, gibt es aber nicht. 

Im Referentenentwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Berufsanerkennungsrichtlinie 

und zur Änderung weiterer Vorschriften im Bereich der rechtsberatenden Berufe ist 

vorgesehen, ein weiteres besonderes elektronisches Anwaltspostfach für eine weitere 

Kanzlei beantragen zu können (§ 31a Abs. 1 S. 2 BRAO-E). Deshalb sollte in Erwägung 
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gezogen werden, dass (auf Antrag) ebenfalls ein Kanzleipostfach eingerichtet werden 

kann. Die hierfür erforderlichen Informationen liegen bereits jetzt vor, da in dem 

Gesamtverzeichnis auch der Kanzleiname verzeichnet ist, durch den, ganz unabhängig 

von der Rechtsform der Berufsausübungsgemeinschaft, eine Zuordnung der 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte möglich ist. 

 

2. Besonderes europäisches Anwaltspostfach für dienstleistende europäische 
Rechtsanwälte 

Ein elektronisches Postfach für dienstleistende europäische Anwälte hält der DAV 

grundsätzlich für eine sinnvolle Option. Der Zugang zum inländischen deutschen 

elektronischen Rechtsverkehr sollte für die gesamte europäische Anwaltschaft 

gewährleistet werden. Dies ist insbesondere im Hinblick auf § 130d ZPO-Neu (in der 

Fassung des Gesetzes zur Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den 

Gerichten vom 10. Oktober 2013), der ab dem 1. Januar 2022 die Einreichung von 

elektronischen Dokumenten durch Anwälte vorschreibt, notwendig. Das elektronische 

Dokument muss dabei nach § 130a Abs. 3 ZPO-Neu (in der Fassung des Gesetzes zur 

Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten vom 10. Oktober 

2013) mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person 

versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren 

Übermittlungsweg eingereicht werden. 

Zwar ist zu bedenken, dass gem. § 130a Abs. 4 Nr. 1 ZPO-Neu (in der Fassung des 

Gesetzes zur Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten vom 10. 

Oktober 2013) auch DE-Mail als sicherer Übermittlungsweg vorgesehen ist und gem. § 

130a Abs. 4 Nr. 4 ZPO-Neu zukünftig ggf. weitere sichere Übermittlungswege definiert 

werden. Soweit sichergestellt ist, dass dienstleistende europäische Anwälte über 

mindestens einen Übermittlungsweg elektronische Dokumente rechtswirksam an 

deutsche Gerichte übermitteln können, und auch elektronische Dokumente von den 

Gerichten erhalten, könnte das eine Alternative zu der Einrichtung besonderer 

elektronischer Anwaltspostfächer für diese Personengruppe darstellen. Zum jetzigen 

Zeitpunkt ist der elektronische Rechtsverkehr aber nur über das EGVP (und damit ab 

dem Starttermin auch über das beA) möglich. 
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Allerdings spricht für die Einbeziehung dienstleistender europäischer Anwälte in das 

System des beA § 27 EuRAG, nach dem der dienstleistende europäische Anwalt 

dieselben Rechte und Pflichten wie ein Rechtsanwalt hat, soweit diese nicht die 

Zugehörigkeit zu einer Rechtsanwaltskammer betreffen. Die Teilnahme am 

elektronischen Rechtsverkehr gehört mittelfristig zu den Rechten und Pflichten der 

Anwälte. Sie muss deshalb allen (europäischen) Anwälten gleichermaßen ermöglicht 

werden. Insofern sind Änderungen in § 27, 31 EuRAG folgerichtig. Außerdem würde 

diese Lösung eine einfache und sichere elektronische Kommunikation auch 

grenzübergreifend zwischen Anwalt und Anwalt ermöglichen. Die Nutzung des beA-

Verzeichnisdienstes, in dem alle deutschen und dann auch die teilnehmenden 

europäischen Anwälte verzeichnet sein werden, wäre eine effiziente Option für die 

Anwälte. Solange die deutschen Gerichte den elektronischen Rechtsverkehr nicht 

flächendeckend eröffnet haben, wird die Kommunikation von Anwalt zu Anwalt 

voraussichtlich der Hauptanwendungsfall des elektronischen Rechtsverkehrs darstellen. 

 

B. Ergänzende Regelungen zur Neuregelung des Rechts der 
Syndikusrechtsanwälte 
 

1. Allgemeines 
 
Die Absicht, in den Referentenentwurf einen ergänzenden Vorschlag zu den seit 1. 

Januar 2016 geltenden Regelungen für Syndikusanwälte zu integrieren und damit 

Brüche in den jeweiligen Versorgungsbiographien zu vermeiden, wird begrüßt. Es wird 

angeregt, die Aufnahme von zwei weiteren Fallgestaltungen zu erwägen.  
 

2. Regelungsvorschlag zum Wirksamkeitszeitpunkt der Zulassung bei 
Syndikusrechtsanwälten (Stand 3. Juni 2016) 

 
Mit Schreiben vom 8. Juni 2016 teilte das BMJV mit, in den bereits vorliegenden 

Referentenentwurf auch einen Regelungsvorschlag eines Gesetzes zur Umsetzung der 

Berufsanerkennungsrichtlinie  und zur Änderung weiterer Vorschriften im Bereich der 

rechtsberatenden Berufe auch einen Regelungsvorschlag zum Wirksamkeitszeitpunkt 
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der Zulassung bei Syndikusrechtsanwälten einfügen zu wollen und gab die Möglichkeit 

zur Stellungnahme. 

 

Das Gesetz zur Neuordnung des Rechts der Syndikusanwälte und zur Änderung der 

Finanzgerichtsordnung vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2517) ist seit 1. Januar 

2016 in Kraft. Hiermit wurde ein gesondertes Zulassungsverfahren für Syndikusanwälte 

eingeführt. Über die Zulassung als Syndikusrechtsanwalt entscheidet die örtlich 

zuständige Rechtsanwaltskammer, nach Prüfung der im Gesetz definierten 

Anforderungen an die inhaltliche Tätigkeit des Syndikusrechtsanwalts und nach 

Anhörung des Trägers der Rentenversicherung.  

 

Ersten Erfahrungen in der Praxis haben gezeigt, dass zwischen Antragstellung, 

Aufnahme einer neuen oder geänderten Tätigkeit als Syndikusrechtsanwalt und 

Wirksamwerden der Zulassungsentscheidung eine gewisse Übergangszeit liegen kann, 

die nach Einschätzung des Deutschen Anwaltvereins dem gesonderten 

Zulassungsverfahren und den damit verbundenen Prüf- und Verfahrensschritten 

geschuldet ist. In dieser Übergangszeit sind aufgrund der noch nicht bestehenden 

Pflichtmitgliedschaft in der Rechtsanwaltskammer/ im Versorgungswerk (die an die 

Zulassung geknüpft ist) Beiträge zur Rentenversicherung zu zahlen, die gegebenenfalls 

später nicht oder nur bei einer Aufstockung mit freiwilligen Beiträgen zu 

Leistungsansprüchen aus der Rentenversicherung führen. Mit der Neuregelung soll 

einer solch temporären Beitragszahlung zur Rentenversicherung und somit Lücken in 

der Mitgliedschaft beim berufsständischen Versorgungswerk, d.h. Unterbrechungen in 

der Altersvorsorge, vorgebeugt werden. Dies erfolgt laut Referentenentwurf mit 

Rücksicht darauf, dass Betroffene – selbst bei frühzeitiger Antragstellung – die Dauer 

des Zulassungsverfahrens weder vorhersehen noch beeinflussen können und 

Tätigkeitsänderungen in der beruflichen Praxis mitunter kurzfristig erfolgen.  

 

Die Absicht, in den Referentenentwurf einen diesbezüglich ergänzenden 

Regelungsvorschlag zum Wirksamkeitszeitpunkt der Zulassung bei 

Syndikusrechtsanwälten zu integrieren, wird begrüßt. Gelöst wird mit der im 

Referentenentwurf vorgesehenen Änderung des § 46a Absatz 4 Nummer 2 BRAO-E 

das sozial- bzw. befreiungsrechtliche Erfordernis einer entsprechenden 

Pflichtmitgliedschaft. Die Kammermitgliedschaft gilt demnach als auf den Zeitpunkt der 
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Antragstellung bzw. des Tätigkeitsbeginns rückwirkend begründet, was als 

Rückwirkungsfiktion einzustufen ist und insofern die in der Praxis strittige Anwendung 

des § 6 Abs. 4 SGB VI (dessen materiellen Voraussetzungen wegen der gesonderten 

Zulassung bei einem Tätigkeitswechsel nicht durchgängig gegeben sind) obsolet 

macht. Damit soll gewährleistet werden, dass aus einer etwaigen Verzögerung des 

berufsrechtlichen Zulassungsverfahrens keine Nachteile im Hinblick auf die Befreiung 

von der Rentenversicherungspflicht entstehen. Diesbezüglich wird jedoch angeregt, die 

Regelung rückwirkend zum 1. Januar 2016 wirksam werden zu lassen. Somit würden 

auch die seit diesem Zeitpunkt begonnenen (geänderten) Tätigkeiten inkl. der damit 

einhergehenden Zulassungsverfahren einbezogen werden, da dort hinzukommt, dass 

entsprechende Anträge aufgrund der Vielzahl der Einreichungen zu Jahresbeginn (bzw. 

teils bis jetzt) nicht in einem adäquaten Zeitrahmen bearbeitet werden konnten und 

entsprechende Übergangszeiten vermehrt zu verzeichnen sind. Mit einer auf den 1. 

Januar 2016 rückwirkenden Regelung würde dem Ziel des Gesetzgebers, die 

Möglichkeit geschlossener Versorgungsbiographien zu gewährleisten, auch bei dieser 

Fallgestaltung Rechnung getragen. 

 

Keine Lösung sieht der Referentenentwurf für jene Konstellation vor, in denen nach 

bereits bestehender Befreiung von der Rentenversicherungspflicht eine (weitere) 

Syndikusrechtsanwaltstätigkeit aufgenommen wird, die zeitlich nicht nahtlos an die 

vorherige anwaltliche Tätigkeit anschließt. Hier lebt – aufgrund der tätigkeitsbezogenen 

Betrachtung – die gesetzliche Rentenversicherungspflicht für den (kurzen) Zeitraum 

zwischen den Tätigkeiten auf, was zu gleichen Problemen wie eingangs geschildert 

führt. Es wird angeregt, auch für diese anverwandte Fallgestaltung eine vergleichbare 

Regelung zu schaffen. 

 

Nicht gelöst wird mit dem ergänzenden Regelungsvorschlag schließlich das 

grundsätzliche Problem, dass in der oben geschilderten Übergangszeit mangels 

berufsrechtlicher Zulassung eine (syndikusrechts)anwaltliche Tätigkeit nicht möglich ist. 

Denn es wäre systemfremd, wenn der Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Zulassung 

berührt würde. Dies stellt der Referentenentwurf auch klar. Insofern zeigen die ersten 

Erfahrungen aus den Zulassungsverfahren, auf denen der Regelungsvorschlag beruht, 

nicht nur einen Mangel im Befreiungsrecht auf, sondern zudem, dass das vom 

Deutschen Anwaltverein vorgeschlagene Alternativkonzept (vgl. DAV-Stellungnahme 
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23/2015), mittels Feststellungsbescheid die Befreiungsfähigkeit einer anwaltlichen 

Tätigkeit in Unternehmen und Verbänden berufsrechtlich zu fundieren gegenüber der 

gesonderten (tätigkeitsbezogenen) Zulassung vorzugswürdig bleibt. So sieht das 

Alternativkonzept keinen zwingenden Tätigkeitsbezug der berufsrechtlichen Zulassung 

vor, wie sie seit Januar § 46 a BRAO für den Syndikusrechtsanwalt normiert, sondern 

vielmehr die Trennung der Entscheidung der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft (nach 

den allgemeinen Regelungen des § 6 BRAO) einerseits und der Entscheidung zur 

Beurteilung der  Tätigkeit als „anwaltliche“ andererseits (mittels Feststellungsbescheid); 

bei gleicher Bindungswirkung gegenüber dem Träger der Rentenversicherung.  

 

Bei der nach drei Jahren anstehenden Evaluierung der Neuordnung des Rechts der 

Syndikusanwälte werden daher die befreiungsrechtlich mit dem ergänzenden 

Regelungsvorschlag gelösten „Übergangszeiten“ – neben weiteren aus der sich derzeit 

entwickelnden Zulassungs- und Befreiungspraxis herrührende und damit zu 

evaluierenden Punkten – ein besonderes Augenmerk erfordern, und zwar aufgrund 

ihrer berufsrechtlichen Relevanz hinsichtlich einer insofern verzögerten Zulassung von 

Bewerbern zur Rechtsanwaltschaft bzw. einer verzögerten Zulassung der Ausübung 

einer anwaltlichen Tätigkeit.  
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